
Verteilungsbeschluß wird der persönliche Anspruch der 
einzelnen Mitglieder am kollektiven Gewinn wirksam 
begründet, der — falls erforderlich — auch gerichtlich 
geltend gemacht werden kann.
Die Genossenschaft kann jedoch nach ergangenem Be­
schluß über die Verteilung des Gewinns die Auszah­
lung weder verweigern — es sei denn, dies wäre zur 
Aufrechnung gegen einen Schadensersatzanspruch er­
forderlich — noch den ausgezahlten Betrag zurückver­
langen.
Wenn die Mitgliederversammlung den Ausschluß eines 
Mitglieds beschlossen hat, prüft sie, ob dem Ausge­
schlossenen ein Gewinnanteil zugesprochen werden soll 
und, falls das bejaht wird, in welcher Höhe (Abschn. 
Ill Ziff. 9 des PGH-Statuts).
Der Einwand der Verklagten, Abschn. Ill Ziff. 9 Satz 2 
des Statuts berechtige die Mitgliederversammlung 
nicht, dem Ausgeschlossenen den Anteil am Gewinn 
zu verweigern, sondern nur dazu, einen anderen als 
den vorgesehenen Auszahlungstermin zu beschließen, 
geht fehl. Abschn. III Ziff. 9 Satz 2 des PGH-Statuts 
bezieht sich auf den gesamten vorstehenden Satz und 
berechtigt die Mitgliederversammlung, in Ausnahme­
fällen über einen anderen Zeitpunkt der Auszahlung 
des Anteils oder über die Nichtauszahlung bzw. teil­
weise Auszahlung eines Gewinnanteils zu beschließen. 
Diese Auslegung findet auch in der genossenschält­
lichen Praxis ihren Niederschlag.
Zutreffend hat das Stadtgericht beim Vergleich der 
Musterstatuten der LPGs mit -dem Statut der PGH 
deren Unterschiedlichkeit in der vorliegenden Streit­
frage erkannt, gleichwohl aber festgestellt, daß Abschn. 
III Ziff. 9 Satz 2 des Statuts der PGH, betreffend den 
Gewinn der Genossenschaft, so auszulegen sei, wie 
dies im Abschn. IV Ziff. 25 des Musterstatuts der LPG 
Typ I, betreffend die Vergütung für, geleistete Ar­
beitseinheiten, statuiert ist. Es schlußfolgert irrtüm­
lich aus dem Umstand, daß in den Musterstatuten der 
LPG eine Ausschließung von der Gewinnbeteiligung 
nicht vorgesehen ist, daß dies auch für die PGH zu­
treffen müsse, ohne zu erkennen, daß die Verteilung 
der Einkünfte der LPG anders geregelt ist als für 
die PGH.
Der Gewinn der PGH ergibt sich aus der genossen­
schaftlichen Tätigkeit nach Abzug der Vergütung, die 
an die Mitglieder für ihre geleistete Arbeit gezahlt 
wurde, und den von der Genossenschaft zu zahlenden 
Anteilen für die Sozialversicherung sowie anderen Ab­
gaben und Aufwendungen (Abschn. VIII Ziff. 6 des 
Statuts der PGH). Aus diesem Gewinn wird der ge­
meinschaftliche Fonds, bestehend aus dem Konsum­
tionsfonds und dem Akkumulationsfonds, gebildet. Da­
mit ist klargestellt, daß die Vergütung für die gelei­
stete Arbeit, wie bei jedem anderen Handwerker, die 
ganze erbrachte Arbeitsleistung des Mitgliedes erfaßt 
und der Gewinn darüber hinaus auf Grund des Be­
schlusses der Mitgliederversammlung nach Ablauf des 
Wirtschaftsjahres verteilt wird. Eine differenzierte 
Verteilung des Gewinns an die Mitglieder der PGH 
oder deren Ausschluß von der Verteilung bedeutet also 
keine Schmälerung der Vergütung für die geleistete 
Arbeit, noch kann der Gedanke an eine entschädi­
gungslose Enteignung überhaupt Platz greifen.
Anders indessen ist die Verteilung der Einkünfte der 
LPG geregelt. Von dem Gesamtergebnis der Ernte und 
der tierischen Produktion sind vor der Verteilung an die 
Mitglieder die notwendigen Anteile für die verschie­
denen Fonds und die entsprechenden Abgaben bereit­
zustellen (Abschn. VII Ziff. 48 des Musterstatuts der 
LPG Typ I). Die ausgegebenen Vorschüsse auf die er­
brachten Arbeitsleistungen werden nicht von dem Ge­
samtergebnis der LPG abgesetzt, sondern die Geld-

und Naturaleinnahmen werden entsprechend den ge­
leisteten Arbeitseinheiten bzw. den eingebrachten 
Bodenanteilen verteilt, wobei die gezahlten Vorschüsse 
angerechnet werden. Eine solche Regelung ist deshalb 
erforderlich, weil das Arbeitsergebnis der LPG u. a. 
von den Witterungsbedingungen und Umständen ab­
hängt, die noch nicht ohne weiteres beeinflußbar sind 
und deshalb eine sofortige und endgültige Abrechnung 
der Arbeit der Mitglieder wie bei den PGHs nicht zu­
lassen. Daraus ergibt sich, daß eine endgültige Ver­
gütung erst nach Ablauf des Wirtschaftsjahres erfolgen 
kann. Es besteht ein Anspruch der Mitglieder auf die 
volle Vergütung, es sei denn, daß im Wege der Auf­
rechnung die Einbehaltung der Restvergütung zur Ab­
deckung eines verursachten Schadens erfolgen soll. 
Dies ist auch dann möglich, wie A r 11 in NJ 1957 
S. 627 darlegt, wenn das Mitglied zur Unzeit aus der 
Genossenschaft austritt und ein nicht meßbarer Scha­
den verursacht wird.
Ein Beschluß der Mitgliederversammlung, der eine 
Verkürzung der Vergütung wegen eines verursachten, 
aber nicht meßbaren Schadens zum Inhalt hat, ver­
stößt nicht gegen das Statut. Er ist rechtswirksam und 
dient der Festigung der Disziplin der Mitglieder. Ein 
solcher Beschluß spiegelt mit aller Deutlichkeit wider, 
welche Möglichkeiten die Mitgliederversammlung hat, 
ein Mitglied z. B. wegen seiner genossenschaftsschädi­
genden Handlungen zur Verantwortung zu ziehen, die 
genossenschaftliche Disziplin zu festigen und die Ent­
wicklung der Genossenschaft zu fördern.
Wenn in den LPGs wegen eines genossenschaftsschädi­
genden Verhaltens auch in den Fällen des nicht meß­
baren Schadens die Verkürzung der Vergütung be­
schlossen werden kann, dann ist es abwegig, den Aus­
schluß der Mitglieder von der Gewinnbeteiligung in 
vorliegender Sache mit dem Hinweis auf die Statuten 
der LPG als ungesetzlich zu bezeichnen.
Unbegründet ist auch die Auffassung des Stadtgerichts, 
die Anerkennung der Befugnis der Mitgliederversamm­
lung einer PGH, ein Mitglied von der Gewinnbeteili­
gung auszuschließen, würde die Genossenschaftsbewe­
gung nicht "fördern, sondern hemmen. Im Gegenteil, 
diese Befugnis der Mitgliederversammlung festigt die 
genossenschaftliche Demokratie und die genossenschaft­
lichen Produktionsverhältnisse.
Der Gewinnanteil steht jedem Genossenschaftsmitglied 
zu, wenn es seine Rechte und Pflichten auf Grund des 
Statuts wahrnimmt, gut arbeitet und zur Förderung 
und Entwicklung der Genossenschaft beträgt. Das 
Mitglied aber, das seine Pflichten nicht oder nur 
schlecht erfüllt und die Genossenschaft schädigt, kann 
durchaus von der Beteiligung am Gewinn entweder 
ganz oder'teilweise ausgeschlossen werden.
Der Ausschluß von der Gewinnbeteiligung ist eine 
Möglichkeit, erzieherisch auf die Mitglieder der Ge­
nossenschaft einzuwirken und zur Festigung der 
Disziplin beizulragen. Ob und inwieweit ein solcher 
Ausschluß von der Gewinnbeteiligung erfolgt, be­
stimmt ausschließlich die Mitgliederversammlung der 
PGH. Das Gericht ist an diese Beschlüsse insoweit ge­
bunden. Ein Eingriff in die legitimen Rechte der Mit­
gliederversammlung der Genossenschaft durch die 
staatlichen Organe — als ein solcher muß die Ent­
scheidung des Stadtgerichts von Groß-Berlin angesehen 
werden — wirkt sich hemmend auf die Entwicklung 
der innergenossenschaftlichen Demokratie aus, da die 
Aktivität der Mitglieder, das Gesetz der Kritik und 
Selbstkritik zur Entfaltung zu bringen, nicht beachtet 
wird.
Die insoweit ergangene Entsdieidung des Stadtgerichts 
von Groß-Berlin war deshalb auf die Berufung abzu­
ändern und die Widerklage abzuweisen.
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